
Zeitschrift: Traverse : Zeitschrift für Geschichte = Revue d'histoire

Herausgeber: [s.n.]

Band: 20 (2013)

Heft: 3: Energie : Erzeugung, Verbreitung und Nutzung im 19. und 20.
Jahrhundert = Energie : Production, diffusion et utilisation aux 19e et
20e siècles

Artikel: Der sterbende Rhein im Kontext der Energiefrage in den 1970er-Jahren
: eine wirtschaftskulturgeschichtliche Perspektive auf die deutsche
chemische Industrie

Autor: Jungkind, Thilo

DOI: https://doi.org/10.5169/seals-391098

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften auf E-Periodica. Sie besitzt keine
Urheberrechte an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in
der Regel bei den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Das Veröffentlichen
von Bildern in Print- und Online-Publikationen sowie auf Social Media-Kanälen oder Webseiten ist nur
mit vorheriger Genehmigung der Rechteinhaber erlaubt. Mehr erfahren

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les
éditeurs ou les détenteurs de droits externes. La reproduction d'images dans des publications
imprimées ou en ligne ainsi que sur des canaux de médias sociaux ou des sites web n'est autorisée
qu'avec l'accord préalable des détenteurs des droits. En savoir plus

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. Publishing images in print and online publications, as well as on social media channels or
websites, is only permitted with the prior consent of the rights holders. Find out more

Download PDF: 24.08.2025

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://doi.org/10.5169/seals-391098
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=en


Der sterbende Rhein im Kontext der Energiefrage
in den 1970er-Jahren

Eine wirtschaftskulturgeschichtliche Perspektive auf die deutsche
chemische Industrie

Thilo Jungkind

Das Erkenntnisinteresse -
Unternehmen und veränderte Gesellschaftserwartungen

Fassungslos richtete sich der Blick der Weltgemeinschaft im März 2011 auf
die havarierten Atommeiler im japanischen Fukushima. In Deutschland wurde
den Versorgungskonzernen nach dem Unglück das Mitspracherecht bei der

Gestaltung der Energiepolitik entzogen, obwohl sie kurz zuvor noch eine starke

Lobby für Laufzeitverlängerungen von Atomkraftwerken hatten aufbieten können.

Dennoch reagierten die Unternehmen auf die Folgen des GAUs in Japan

flexibel; sie begannen sich auf den geforderten Schwenk der Stromerzeugung
durch erneuerbare Energien einzustellen.

Kontrafaktisch argumentiert, hätte erstens eine deutsche Energiewende - als

Atomausstieg verstanden - ohne das neuerliche Bewusstwerden der nuklearen
Gefahren nicht ihren Anfang nehmen können. Zweitens, so meine Vermutung,
wäre der Widerstand der Versorgungsindustrie als ein zentraler Akteur1 in diesem

Aushandlungsprozess gegen den neuerlichen Ausstiegskurs heftiger gewesen,
hätten die Konzerne nicht über sich historisch gebildete Wissensformen verfügt,
die ihnen die notwendige Veränderung ihrer pfadabhängigen Verhaltensmuster

nahegelegt hätten.

Das Erkenntnisinteresse des vorliegenden Beitrags ist es, die Wirkungsmacht des

gesellschaftlichen Transformationsprozesses2 von einer «vorökologischen Zeit»3

hin zu einer «Ära der Ökologie»4 im letzten Drittel des 20. Jahrhunderts auf

energiepolitische Entscheidungen beziehungsweise den allgemeinen Umgang mit
natürlichen Ressourcen der deutschen chemischen Industrie am Beispiel der

Nutzung des Rheinstroms hin zu befragen. Wie das Beispiel Fukushima zeigt, führen

gesellschaftliche (De-)Institutionalisierungsprozesse offenbar zu Entscheidungen
auf Unternehmensseite, die mit den neuen gesellschaftlichen Erwartungen
übereinstimmen sollen. Fukushima war in Deutschland ein GAU der Emotionen, der

gesellschaftliche Erwartungen hervorbrachte, die sich der Kernenergieerzeugung
124 mehrheitlich entgegen und die Konzerne der Versorgungsindustrie ins Abseits
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stellten. Die Veränderungen gesellschaftlicher Erwartungen vollziehen sich aus

Sicht von Unternehmen rasant. Sie müssen nicht zwangsläufig mit spezifischen

Unternehmenspolitiken einer Verursachungsbranche zusammenhängen, weshalb

etwa die Geschichte deutscher Chemiekonzerne nach 1945 nahelegt, dass viele
Unternehmen auf solche Veränderungen nicht vorbereitet waren.5 Inwieweit
unternehmerische Reaktionen auf eine veränderte Sinnorientierung ihres

gesellschaftlichen Umfeldes bzgl. des sicheren und nachhaltigen Umgangs mit
natürlichen Ressourcen jeweils der Sache selbst geschuldet sind, ist eine hoch

aktuelle Frage, die gleichermassen innerhalb der Wirtschafts-, Technik-, Umwelt-
und Kulturgeschichte diskutiert werden sollte.6 Solche Überlegungen stehen

in enger Verbindung mit der jüngst von Susanne Hilger und Achim Landwehr

geforderten konzeptionellen Idee einer Wirtschaftskulturgeschichte, die aber erst

noch geschrieben und theoretisch unterfüttert werden muss.7

Geht man das Problem mit einem unternehmensgeschichtlichen Zugang an, sollten

sich theoretisch-konzeptionelle Überlegungen der Beantwortung der Frage nach

den Gründen der Funktionsfähigkeit und des Weiterbestehens von Unternehmen

in ihrem ständig neue Erwartungen hervorbringenden sozioökonomischen

Umfeld widmen. Diese Erwartungen sollten erfüllt werden oder können zum
Preis eventuell nachträglich anfallender Transaktions- oder Integrationskosten

vernachlässigt werden.8

Ökonomik der Umwelt oder ökonomisches Handeln
durch die Umwelt?

Im weitesten Sinn untersuchen sowohl die Umwelt- als auch die
Ressourcenökonomik die Frage, wie über Anreizsteuerungen das öffentliche Gut

«Umwelt» geschützt und unter Knappheitsbedingungen bewirtschaftet werden

kann. Die Ressourcenökonomik besitzt ein eher prospektives Erkenntnisinteresse,

indem sie intertemporale Allokationsfragen knapper Ressourcen zu

beantworten sucht. Die Umweltökonomik hingegen zielt auf die Lösung von

Umweltproblemen,9 deren Ursachen sie im Widerspruch zwischen der

Verknappung natürlicher Ressourcen durch Übernutzung und der gleichzeitigen
Charakterisierung natürlicher Ressourcen als öffentliche Güter erblickt. Dies

impliziert die Annahme des Nichtausschlussprinzips vom Konsum eines
solchen Guts, womit die funktionalistische Suche nach Modellen eines «efficient
level of pollution» eröffnet ist.10

Die Lösung der damit verbundenen Interessenkonflikte zwischen industriellen

Produzenten von Umweltverschmutzung und gesellschaftlichen
Konsumenten des öffentlichen Gutes «Umwelt» wird über institutionenökonomisch 125
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motivierte Regulierungsmassnahmen wie Ökosteuern oder Lenkungsabgaben
angestrebt." Durch Marktintegration - die Einpreisung negativer externer
Effekte von Umweltverschmutzung und Ressourcenverknappung - soll freilich

ein (pareto)optimaler gesellschaftlicher Zustand erreicht werden.12 Die

Verhaltenssteuerung potenzieller Umwelt- und Ressourcennutzer gelingt in

diesen Modellen einzig über monetäre Anreize. Solche meist kodifizierten
Institutionen und deren Wirkung stellen eine kalkulierbare Rechengrösse für
Unternehmen dar. Die Frage nach der gesellschaftlichen Konstruktion negativer
externer Effekte bleibt in diesen Überlegungen unberücksichtigt." Kodifizierte
Institutionen sind jedoch die Manifestation langwieriger, kontextualisierbarer

Aushandlungsprozesse über gesellschaftliche Erwartungen. Unzählige Brüche
mit pfadabhängigen Handlungs- und Verhaltensmustern aller problembeteiligter
Akteure gehen etwa einem Umweltschutzgesetz voraus, das im Endeffekt die

Vorstellungen der Menschen regelt, wie die Welt zu sein hat.14

Ein Ansatz, der die Aushandlungsprozesse über Ressourcennutzung und

Umweltschutz einerseits und die daraus evozierten multidimensionalen
Institutionen einer Gesellschaft andererseits als wirkungsmächtig gegenüber
Unternehmen darstellen kann, findet sich in der neoinstitutionalistischen

Organisationstheorie wieder.15 Die kulturelle Vermittlung von Handlungen,
die von spezifischen (unternehmerischen) Akteuren ausgeführt werden, steht

im Mittelpunkt. Übertragen auf das vorliegende Erkenntnisinteresse nach der

räum- und zeitabhängigen Erklärung ökonomischer (In-)Effizienz in Bezug
auf Ressourcennutzung und Umweltschutzmassnahmen durch Unternehmen,
besitzen gesellschaftliche Erwartungen und Vorstellungen bzgl. Sicherheit,
sauberer Umwelt und Knappheit eine massgebliche Rolle innerhalb unter-

nehmenspolitischer Entscheidungen. «Wirtschaft» und «Umwelt» werden zu

interdependenten Kategorien in der Erforschung veränderter Umwelt- und

Ressourcenstrategien von Unternehmen. Überdies gelingt durch den Rekurs auf
neoinstitutionalistisches Denken eine theoretisch-konzeptionelle Verbindung
von Wirtschafts- und Kulturgeschichte."1
Die Annahme eines Zusammenhangs zwischen gesellschaftlichen Erwartungen

und Unternehmenshandeln ist gleichbedeutend mit der Annahme eines

bestehenden Ordnungsverhältnisses zwischen dem Unternehmen und seinem

sozioökonomischen, politischen und kulturellen Umfeld. Dieses Ordnungsverhältnis

gerät aus dem Gleichgewicht, wenn eine Seite die Erwartungen
der anderen Seite nicht mehr erfüllt. Es ergeben sich stereotype
Rollenzuweisungen, die aus Sicht des Unternehmens den unerwünschten Nebeneffekt
des illegitimen Handelns bedeuten können. Die nach neoinstitutionalistischer
Vorstellung überlebenswichtige Legitimation des Handelns gilt es dann durch

126 die Aufwendung von (Re-)Integrationskosten zurückzuerobern.
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Die Zuweisung von Legitimität übernimmt das gesellschaftliche Umfeld des

Unternehmens. Den Historikern fällt die Aufgabe zu, die Wirkungsmacht dieser

Zuschreibungen auf unternehmenspolitische Entscheidungen abzuschätzen.17

Unternehmen gelten im Neoinstitutionalismus als offene Systeme, die das

Gefüge aus gesellschaftlichen Erwartungen und Legitimitätszuschreibungen
reflektieren und verhandeln. Daraus ergeben sich Alternativen für den

Umgang mit Ressourcen und der natürlichen Umwelt, die selbst wiederum eine

nicht universal gültige und nur im historischen Kontext effiziente Strategie
bilden.

Die Belastung des Rheins und die Energiefrage der 1970er-Jahre

Vor dem Hintergrund ressourcenökonomischer und umweltprotektionistischer
Entscheidungen war es insbesondere der Energieträger «Wasser», um den sich

in Deutschland seit dem Ende der 1970er-Jahre immer wieder heftige Konflikte
zwischen der chemischen Industrie, den Wasseraufsichtsbehörden und einer neuen

Umweltbewegung formierten. In Gestalt des Rheins kann das Konfliktpotenzial
exemplifiziert werden. Der Fluss war einerseits die Trinkwasserquelle für die

Menschen der Rheinsehiene, andererseits diente er der chemischen Industrie

traditionell als (Kühl-)Wasserlieferant, Betriebsmittel und Abwasserkanal.IS

Diese Kultur der industriellen Aneignung war eine legitime Praktik innerhalb
eines patriarchalen, auf Macht- und Deutungshoheiten der chemischen Industrie
basierenden Mensch-Umwelt-Unternehmensverhältnisses, das bis zum Ende

der 1960er-Jahre existierte und durch eine quasi nicht existente Umweltschutz-

gesetzgebung unterstützt wurde.'1'

Die Umschreibung eines konsistenten gesellschaftlichen Zusammenhangs als

«technokratische Hochmoderne»2" ist bis zum Ende der 1960er-Jahre sehr gut
geeignet, das Ordnungsverhältnis zwischen Mensch, Umwelt und chemischer

Industrie und die daraus resultierenden gesellschaftlichen Vorstellungen über

den sicheren Umgang mit natürlichen Ressourcen und Knappheit darzustellen.

Neben der fehlenden agency21 der Natur auf ökonomische Prozesse herrschte

ein industrielles und gesellschaftliches Fortschrittsparadigma vor, das durch

ökonomisches Wachstum definiert wurde. Die Definition des Rheins als öffentliches

Gut wurde durch die integrative Wirkung der mächtigen Chemie-Lobby
und den gesellschaftlichen Wunsch, der Mangelsituation nach dem Zweiten

Weltkrieg zu entfliehen, ausgeschlossen. Alle Institutionen und Sinndeutungen
der problembeteiligten Akteure waren, aus der Retrospektive betrachtet, dem

«1950er Syndrom» verfallen, das den verschwenderischen und zerstörerischen

Umgang mit natürlichen Ressourcen und Energie beschreibt.22 Alle Handlungs- 127
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modelle der chemischen Industrie waren hierauf ausgerichtet und müssten nicht
reflektiert werden.

Aus diesem Grund war im Jahr 1959 zum Beispiel die Abgabe von 4,2 Tonnen

Chlor und Chlorsalzen pro Tag in den Rhein alleine durch das Bayerwerk
Dormagen legitim, obwohl die zuständigen Chemiker einräumten, dass das «Abwasser

[... ] an der Einmündung des Kanals in den Rhein [...] seine Giftigkeit noch nicht

ganz verloren»21 hatte. Solche Praktiken der Abgabe giftiger Substanzen in den

Rhein blieben bis in die 1970er-Jahre hinein bestehen. Den handelnden Akteuren
der chemischen Industrie wurden weder formal-institutionelle Anreize gegen diese

Verschmutzungen gesetzt, noch schlug ihnen gesellschaftliches Unverständnis

entgegen. In einem Beitrag zu Fragen nach der Notwendigkeit gesetzlicher
Regulierungen bzgl. der Abwassereinleitung in Gewässer resümierte ein
Gewerbeaufsichtsbeamte im Jahr 1955: «Mit der Forderung, dass ein Forellenbach keine

Abwasserkloake oder ein hochbelasteter Vorfluter eines Industriezentrums ein

Kinderplanschbecken werden soll, löst man keine Abwasserprobleme.»24 Solche

Äusserungen korrespondierten mit der öffentlichen Wahrnehmung, wonach der

Rhein verschmutzt werden durfte und eben «nicht den Zweck eines

Naherholungsgebietes» erfüllen müsse.25 An manchen Tagen schillerte der Strom in allen
Farben und «lokale Fischsterben» waren nicht unüblich.26 Aus Sicht der Nachbarn

des Chemie-Riesen Bayer hatte «dagegen vorzugehen aber ohnehin keinen Sinn».27

Der Fluss galt als Energielieferant für die prosperierende und Wohlstand erzeugende

chemische Industrie, dessen ökologischer Schutz zugunsten ökonomischer
Effizienz vernachlässigt wurde. Diese Attitüde finden wir auf sämtlichen
Hierarchiestufen und in allen Funktionsbereichen der chemischen Industrie: «Wie
alle grossen Chemie-Werke in Deutschland [...] hat man es in der Vergangenheit
mit Rücksicht auf möglichst billige Einstandspreise unterlassen, jeweils als

letzte Verfahrensstufe die Reinigung der verunreinigten Abwässer vorzunehmen.

Dies hätte natürlich eine Verteuerung des Produktes zur Folge gehabt durch die

einmalige Investition und durch die ständigen Ausgaben für die Inbetriebhaltung
dieser Reinigungsanlagen.»28 Das Argument des ökonomischen Vorankommens

war es, das die chemische Industrie weder über die Schädigung der Umwelt
noch über den Umgang mit der natürlichen Ressource «Wasser» nachdenken

liess. Der Branche wurde ein deregulierter Handlungsraum zur Gestaltung der

Energienutzung geboten.
Die bundesrepublikanische Gesellschaft war bis zum Ende der 1960er-Jahre nicht

zum Protest gegen solche unternehmerischen Praktiken bereit. Welchen Antrieb
hätte sie auch gehabt? Eine Sinnorientierung, wonach eine Abwägung der

Schutzbedürftigkeit zwischen Natur und Umwelt auf der einen und Prosperität auf der
anderen Seite hätte angestrebt werden müssen, hatte bis dahin kaum existiert.

128 Folgerichtig existierten auch keine Spielregeln, ob und wie Natur und Umwelt
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hätten geschützt werden müssen. Die alten Heimat- oder Naturschutzverbände
hatten wenig Gewicht oder sie verfolgten andere Ziele.2'' Am Beispiel des Rheins

wird offenbar, dass öffentliche Güter kontextualisierte Gebilde gesellschaftlicher
Risiko- und Knappheitssemantiken sind. Daraus folgt im Modell des Unternehmens

als offenes System im gesellschaftlichen Wertewandel ein Ausbleiben von
Anreizen sowohl in Gestalt formaler wie auch informeller Institutionen ausserhalb

der Werkstore. Für die chemische Industrie war es schlicht kulturrational, den

Rhein als Energielieferanten und Abwasserkanal ökonomisch auszubeuten. Erst

Ende der 1960er-Jahre sollten sich die gesellschaftlichen Erwartungen und in

ihrem Nachgang die Unternehmenspolitik ändern.

In der historischen Rückschau scheint die Einschätzung von Ulrich Beck über einen

gesellschaftlichen (De-)Konstruktionsprozess zuzutreffen, der den Übergang von
einer Industrie- zu einer Risikogesellschaft markierte."' Durch die gesellschaftlichen

Brüche am Ende der 1960er-Jahre wurde in der Bundesrepublik in Bezug
auf die Erwartungen gegenüber dem sicheren Umgang der chemischen Industrie

mit Natur und Umwelt im Allgemeinen und mit Ressourcen im Speziellen ein

Reflexionsprozess in Gang gesetzt, in dessen Folge die traditionelle Nutzung
und Unterwerfung der Natur vom gesellschaftlichen Umfeld der Unternehmen

nicht mehr anerkannt waren.11 Die Grundlage war das Ergreifen der Möglichkeit
einer institutionellen Neuformierung, die zu einer Kultur der Teilhabe führte. Der

«mündige», partizipations- und protestbereite Bürger stieg an der Dekadenwende

zwischen den 1960er- und 70er-Jahren empor.12

Die Veränderungen der gesellschaftlichen Sinnzuschreibungen zur Umweltschutz-

und Ressourcennutzungsthematik dürfen als beispiellos in der bundesdeutschen

Nachkriegsgeschichte gelten. Sie evozierten tiefgreifende Reformen im formalen

Immissions- und Gewässerschutz sowie in der Energiepolitik. Die zugehörige

politische Zielsetzung, die staatliche Eingriffe in die Unternehmenspolitik der

(chemischen) Industrie - etwa durch die Etablierung des Verursacherprinzips -
vorsah, drückte sich programmatisch in umweit- und energiepolitischen Steue-

rungsmassnahmen der künftigen Bundesregierungen aus.11

Das Ordnungsverhältnis zwischen Mensch, Umwelt und Industrie veränderte

sich im Sinn einer grossen Transformation rapide und unumkehrbar. Die

konsumgesellschaftlichen Entwicklungen hatten in den 1970er-Jahren nicht nur
einen Wohlstandseffekt erzeugt, der formale Umweltschutzgesetzgebungen

legitimierte, er erlaubte auch Forderungen nach der Unversehrtheit der eigenen

Lebenswelt. Die Entwicklungen gingen mit dem Bewusstwerden über die

Knappheit natürlicher Ressourcen und mit dem Zweifel an der Richtigkeit des

bis dahin gegoltenen Fortschrittsparadigma einher. «Anything goes» wurde nun

kritisch hinterfragt und der Preis dieser Attitüde erkannt, wobei auch

kybernetische Vorstellungen über eine «Vernetzung der Dinge» zu nichts Geringerem 129
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als zum Erkennen der Endlichkeit des Menschen oder wenigstens zur Reflexion
darüber führten.'4

Diese Konstellation verschaffte denjenigen Umweltschützern ein starkes Gewicht,
die sich bis dahin aufgrund ihres Wissens um die Erfolglosigkeit ihres Protests

im Verborgenen gehalten hatten. Die Verschmutzungen um die Chemiewerke
wurden nun öffentlicher, was die Ausdehnung und Vermischung von Schutz-

und Nachhaltigkeitssemantiken seit der Mitte der 1970er-Jahre zur Folge hatte.

Rauchende Schornsteine und sichtbar industriell genutzte Flüsse, deren
Natürlichkeit durch den industriellen Menschen gesteuert und unterworfen wurde,

waren «gestern noch ein Zeichen für die Prosperität eines Unternehmens. Heute

gelten sie geradezu als die Inkarnation des Bösen».'5

Immer stärker vermischten sich am Ende der 1970er-Jahre klassische

Umweltschutzfragen über die Reinhaltung von Gewässern und der Luft mit Fragen zur
effizienten Energienutzung und Energieeinsparung. Obwohl die aufgelegten

Energiesparprogramme nicht nötig gewesen wären, da es keine die gesamte
Volkswirtschaft bedrohende «Ölkrise» gegeben hatte, führte der Schock einer

nicht mehr für möglich gehaltenen Rezession in der Bundesrepublik zu neuen

energie- und technologiepolitischen Optionen."'
Als Folge dieses ersten ernst zu nehmenden Wirtschaftsabschwunges nach

1949 drängte die (chemische) Industrie 1975 auf ein Spitzengespräch mit
Bundeskanzler Helmut Schmidt. Vor allem die Umweltgesetzgebungen sollten

von der Bundesregierung überdacht werden, um die ökonomisch angespannte
Situation zu entschärfen. Dieser Wunsch wurde der Industrie jedoch verwehrt.
Der Umweltschutz musste nach strategischen Gesichtspunkten geplant und

effizient in die Organisationen implementiert werden, wie ein von der Bayer AG

ausgearbeitetes Positionspapier nach den Gesprächen mit dem Bundeskanzler

zum weiteren Verhältnis von Ökologie und Ökonomie zeigt: «Steigende
Forderungen aus der Gesetzgebung und die Haltung aktiver Bevölkerungsgruppen
haben auf allen Gebieten des Umweltschutzes den Umfang der Massnahmen und

Aufwendungen stark anwachsen lassen. [...] Die Summe der Aufwendungen ist

von der Entwicklung des Umsatzes unabhängig. |... | Es muss daher angestrebt
werden, den Umweltschutz nicht um seiner selbst willen [•¦•] zu betreiben.

[...] Wenn bestimmte Verfahren hohe Kosten verursachen, wird nach einer

Änderung des Verfahrens gesucht werden, die diese Kosten vermindert. Ist eine

solche Suche erfolglos, wird man sich sicher früher oder später entschliessen,
das Verfahren aufzugeben. [...] Der Entschluss wird umso leichter fallen, je
höher damit verbundene Nebenkosten sind.»17

Die formalen Institutionen des Umweltschutzes und der Energiepolitik waren das

Ergebnis der neuen gesellschaftlichen Wirklichkeit über den sicheren Umgang
130 mit der Natur. Im letzten Drittel der 1970er-Jahre kam es zu einer Synthese von
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Erwartungen zu Sicherheit und zu Nachhaltigkeit, denen sich die chemische

Industrie nicht mehr entziehen konnte. Alte Klagelieder über ökonomisch
Machbares besassen keine Legitimität mehr. Ja mehr noch: Es kam ausserhalb

der Unternehmen in diesem historischen Kontext zur «Erfindung» negativer
externer Effekte durch chemisch-technische Produktionen. Folgerichtig müssten

die Produzenten diese negativen externen Effekte nach ökonomischen Gesichtspunkten

einpreisen beziehungsweise organisatorisch und strategisch auf deren

Vermeidung hinarbeiten. Ohne die historische Konstellation und die daraus

evozierten Elastizitäten des Sozialen samt der zugehörigen Aushandlungs- und

Institutionenbildungsprozesse wäre aber eine solche kulturrationale, gerade nicht
auf dem Dogma der universalen Anwendbarkeit basierenden Unternehmenspolitik

völlig ineffizient gewesen.

Fazit und Ausblick

Die Entwicklung nahezu aller Industriezweige zu nachhaltig wirtschaftenden

Energieverbrauchern wird meist durch ökonomische Nutzenmaximierungs-
modelle erklärt. Diese positivistische Sichtweise ist verdammt, sich an einer

phänomenologisch vorgehenden Struktur-, Ideen- und Wachstumsgeschichte
älterer Prägung zu orientieren. Dies greift aber zu kurz, wie das hier eingeführte
Verständnis von Unternehmen und das Modell der Interdependenzen zwischen

unternehmerischem Handeln und gesellschaftlichen Erwartungen zeigen.

Eine Wirtschaftskulturgeschichte benötigt eine theoretisch-konzeptionelle
Vorstellung über die zentralen Akteure innerhalb der institutionellen und kulturellen

Geflechte, in denen sich ökonomisches Handeln vollzieht. Die neoinstitutionalis-

tische Organisationstheorie stellt Unternehmen und ihr Handeln deshalb in den

Mittelpunkt und charakterisiert das gesellschaftliche Umfeld als wirkungsmächtig
hinsichtlich der Funktionsfähigkeit und des Fortbestehens von Unternehmen.

Die deutsche chemische Industrie sah sich in den 1970er-Jahren gezwungen, den

Energieträger «Wasser» als schützenswert anzuerkennen und damit als knapp
anzusehen. Der Wandel der pfadabhängigen Handlungslogiken war unter anderem

das Ergebnis multidimcnsionaler (De-)Institutionalisierungsprozesse ausserhalb

der Unternehmen, die Sicherheit, Umweltschutz und damit implizit auch den

verantwortungsvollen Umgang mit natürlichen Ressourcen forderten, womit das

öffentliche Gut «Umwelt» erst geschaffen wurde. Der Innovationsprozess, der zu

rationalen Entscheidungen im nachhaltigen Umgang mit dem Rhein führte, war
keine von innen gesteuerte Effizienzüberlegung, er war eine notwendige Bedingung

für die chemische Industrie, um weiterhin als legitimer gesellschaftlicher
Akteur fortzubestehen und funktionsfähig zu bleiben. 131
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Résumé

Le Rhin «mourant» dans le débat énergétique des années 1970.
Une approche historique, économique et culturelle de l'industrie
rhiminnp allemande»chimique allemande

L'auteur analyse l'impact potentiel des attentes de la société sur les processus
de décision des entreprises. Qu'est-ce qui peut inciter les entreprises à s'engager
sur la voie de l'exploitation durable et sûre des ressources? Pour donner à cette

question des réponses historiquement vérifiables, des modèles économiques de

maximisation du profit ont été complétés par des théories néo-institutionnelles.
L'«économie» et ['«environnement» deviennent ainsi des catégories interdépendantes,

qui permettent d'explorer les changements des stratégies entrepreneuriales

en matière d'environnement et de ressources.
Prenant pour exemple le Rhin, la contribution décrit comment l'industrie chimique
allemande a d'abord exploité le fleuve, le polluant au point d'en menacer l'existence.

Dans le sillage de la Seconde Guerre mondiale, il s'agissait en l'occurrence

d'une stratégie d'action dépendante du chemin emprunté et légitimée par
la société. Par la suite, au début des années 1970, les appels à la protection de

la nature et au développement durable induisent la construction sociale du bien

commun «environnement». Des lois sur la protection de l'environnement sont

promulguées et les attentes vis-à-vis de l'industrie chimique changent. Il s'avère

que les sémantiques de sécurité et de durabilité ont eu un impact plus fort sur les

décisions des entreprises que les législations - résultat qu'une théorie purement
économique ne peut démontrer et qui révèle simultanément que les décisions

entrepreneuriales ne sont pas universellement valables, mais relèvent plutôt de

motivations et d'arguments culturels.

(Traduction: Clara Wubbe)
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